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Bebauungsplan, Vorentwurf „Agri-Photovoltaikanlage Kitzscher“; 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und TÖB gem. §4 Abs. 1 BauGB 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Landesverband Sachsen e.V. (BUND Sachsen), 
bedankt sich für die frühzeitige Beteiligung am Bebauungsplanverfahren „Agri-Photovoltaikanlage 
Kitzscher“. Wir möchten vorausschicken, dass wir das geplante Vorhaben grundsätzlich begrüßen. Agri-
Photovoltaikanlagen stellen einen wichtigen Baustein für eine dezentrale und flächeneffiziente Energie-
wende dar. Sie bieten die große Chance, den Ausbau erneuerbarer Energien mit den Zielen der Landwirt-
schaft und des Naturschutzes in Einklang zu bringen und können bei richtiger Ausgestaltung einen wert-
vollen Beitrag zur Steigerung der Biodiversität in der Agrarlandschaft leisten. 

Zum gegenwärtigen Bearbeitungsstand, insbesondere aufgrund noch ausstehender, wesentlicher Gut-
achten, können wir dem Vorhaben allerdings noch nicht zustimmen. Es ergehen Hinweise und Vor-
schläge in der Absicht einer konstruktiven Unterstützung: 

1. Hinweis zur Vervollständigung der Planungsgrundlagen (Artenschutz)  
Die Planungsunterlagen führen korrekt aus, dass zentrale Gutachten wie der Artenschutzrechtliche 
Fachbeitrag (AFB), die FFH-Vorprüfung und aktuelle Kartierungen noch in Arbeit sind. Wir weisen darauf 
hin, dass eine abschließende Bewertung der Umweltauswirkungen und eine rechtssichere Abwägung 
erst nach Vorlage dieser vollständigen Unterlagen möglich sind. Die Ergebnisse dieser Gutachten sind 
entscheidend, um potenzielle Konflikte frühzeitig zu erkennen und adäquate Vermeidungs- und 
Schutzmaßnahmen im Bebauungsplan festzusetzen. 

2. Empfehlung zur DIN-konformen Ausgestaltung der Agri-PV-Nutzung  
Um das volle Potenzial einer echten Doppelnutzung auszuschöpfen und die ökologische Vielfalt zu 
maximieren, regen wir eine klare funktionale Gliederung der Flächen an. Dieser Ansatz eines 
Nutzungsmosaiks steht im vollen Einklang mit den Zielen und Kriterien der DIN SPEC 91434, welche die 
landwirtschaftliche Hauptnutzung sicherstellen soll. Konkret schlagen wir vor: 

• Entwicklung von artenreichem Grünland unter den Modulen: Die Flächen unterhalb der 
Modulreihen sowie die Randbereiche sollten verbindlich als artenreiches Extensivgrünland 
entwickelt und gepflegt werden. Dies entspricht den von der DIN-Norm vorgesehenen 
Nutzungskonzepten für bodennahe Anlagen (Kategorie II) und wertet die Fläche ökologisch massiv 
auf. 

• Sicherung der ackerbaulichen Nutzung zwischen den Reihen: Die breiten Fahrgassen zwischen den 
Modulreihen könnten weiterhin für eine ackerbauliche Nutzung zur Verfügung stehen. Um dies zu 
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gewährleisten, sollten die technischen Voraussetzungen dafür im Bebauungsplan gesichert werden 
(z.B. durch Festlegung ausreichender Reihenabstände und einer praxistauglichen Modulhöhe). 

3. Anregungen zur Stärkung und Sicherung der Biodiversität  
Aufbauend auf der Entwicklung von artenreichem Grünland empfehlen wir, folgende Punkte verbindlich 
im Bebauungsplan zu verankern: 

• Verwendung von Regiosaatgut: Für alle anzulegenden Grünflächen ist die Verwendung von gebiets-
heimischem, zertifiziertem Saatgut vorzuschreiben. 

• Ökologisches Pflegekonzept: Ein an die Bedürfnisse der lokalen Fauna angepasstes Mahdregime 
(z.B. Staffelmahd, Schnitthöhen, Einsatz von Balkenmähern) ist festzusetzen. 

• Durchgängigkeit der Einzäunung: Um die Barrierewirkung für Wildtiere zu minimieren, empfehlen 
wir eine Bodenfreiheit des Zauns von mindestens 20 cm sowie die Prüfung zusätzlicher Durchlässe. 

• Einführung eines ökologischen Monitorings: Um den Erfolg der Maßnahmen sicherzustellen und 
bei Bedarf nachzusteuern, sollte ein regelmäßiges, von unabhängigen Fachleuten durchgeführtes 
Monitoring der relevanten Artengruppen (z.B. Brutvögel, Heuschrecken, Fledermäuse) im 
Bebauungsplan festgeschrieben werden. 

4. Optimierung von Boden- und Wasserschutz sowie Landschaftsintegration  
Wir begrüßen die Begrenzung der Versiegelung auf 5 %. Diese sollte als absolute Obergrenze 
festgeschrieben werden. Zusätzlich regen wir an: 

• Zusätzliche Maßnahmen zum Wasserrückhalt: Um den Wasserhaushalt zu verbessern und 
Mikrohabitate zu schaffen, empfehlen wir die Anlage von flachen Regenwassermulden oder die 
Integration von Biodiversitätsstreifen. 

• Verbesserte Landschaftseinbindung: Die geplanten Grünflächen sollten verbindlich mit 
standortheimischen, mehrreihigen Heckenstrukturen und Blühsäumen gestaltet werden, um die 
Anlage wirksam in die Landschaft (insbesondere im Hinblick auf die Nähe zu Schutzgebieten wie 
dem NSG Bockwitz) einzubetten und ökologische Korridore zu schaffen. 

5. Langfristige Sicherung und Rückbauverpflichtung  
Ein Vorhaben mit einer Laufzeit von über 35 Jahren erfordert eine klare Regelung für die Zeit nach 
Betriebsende. Wir fordern daher: 

• Detaillierte Rückbaupflicht: Der Bebauungsplan sollte eine umfassende Verpflichtung zum vollstän-
digen, schadlosen Rückbau der Anlage nach Betriebsende enthalten. 

• Finanzielle Sicherstellung: Diese Verpflichtung muss durch eine finanzielle Sicherheit (z.B. eine 
selbstschuldnerische Bürgschaft) abgesichert werden, um die Renaturierung auch im Falle einer 
Insolvenz des Betreibers zu gewährleisten. 

• Bodenmonitoring: Um die Bodenqualität langfristig zu sichern, empfehlen wir die Festschreibung 
von Bodenanalysen vor Inbetriebnahme und nach dem Rückbau. 

Wir bitten um Berücksichtigung der dargestellten Hinweise und um Beteiligung im weiteren Verfahren. 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

 
Almut Gaisbauer 
Geschäftsführung 


